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73.    B E K A N N T M A C H U N G 
 
 
2. Änderungssatzung vom 11.08.2008 zur Satzung über die Erhebung von Kos-
tenersatz für Einsätze und Entgelte für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr 

der Stadt Unna vom 01.07.2005 
 
Gemäß §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 09.10.2007 
(GV.NRW.S.380) und des § 41 des Gesetzes über den Feuerschutz und die Hilfeleis-
tung bei Unglücksfällen und öffentlichen Notständen (FSHG) vom 10. Februar 1998 
(GV.NRW.S.122), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Dezember 2007 
(GV.NRW.S.662), jeweils in dem bei Beschlussfassung gültigen Wortlaut, hat der Rat 
der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 19.06.2008 folgende 2. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Kostenersatz für Einsätze und Entgelte für Leis-
tungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Unna vom 01.07.2005 beschlossen: 
 
 
Der § 2 – Erhebung und Kostenpflicht von Kostenersatz - wird um folgenden 
neuen Punkt 3 ergänzt: 
 
Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen 
Behörde oder Einrichtung zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so 
sind der Kreisstadt Unna die Kosten für den Feuerwehreinsatz vom Rechtsträger der 
anderen Behörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein Kostenersatz nach Punkt 
2 dieser Satzung nicht möglich ist. 
 
Inkrafttreten 
 
Die zweite Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Kostenersatz für 
Einsätze und Entgelte für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Unna vom 
01.07.2005 tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Kreisstadt 
Unna in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die zweite Änderungssatzung vom 11.08.2008 zur Satzung über die Erhebung von 
Kostenersatz für Einsätze und Entgelte für Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Stadt Unna vom 01.07.2005 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein 
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung wurde nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht, 
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c) der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Unna,  11.08.2008 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
 
Abl. KrStUN 16-73/19. August 2008 
 
 
74.     BEKANNTMACHUNG 
 
 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
Unna - Afferde Nr. 6 „westlich der Gadumer Straße / Vaersthausener Straße“ 

vom 19.08.2008 
 
Aufgrund der §§ 2 Abs. 1, 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), in Verbindung mit § 86 
der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW S. 256), sowie der §§ 7 und 41 Ab-
satz 1; Lit. f) und g) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW), in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666, 
SGV. NRW S. 2023), jeweils in dem bei der Beschlussfassung gültigen Wortlaut, hat 
der Rat der Kreisstadt Unna in seiner Sitzung am 19.06.2008 den Bebauungsplan 
Unna – Afferde Nr. 6 „westlich der Gadumer Straße / Vaersthausener Straße“ als 
Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird begrenzt (siehe auch Übersichtsplan) 
 
im Osten  durch die Vaersthausener Straße, 
im Süden  durch den Afferder Bach und 
im Nordwesten durch eine Linie, die z. T. parallel zum Grabenflurstück 70/1,  
 Flur 4 in der Gemarkung Afferde verläuft (s. Plan). 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Unna – Afferde Nr. 6 „westlich 
der Gadumer Straße / Vaersthausener Straße“ gemäß § 10 BauGB in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung können von jedermann beim Bereich Pla-
nung der Kreisstadt Unna, Rathausplatz 1 (Rathaus, 3. Obergeschoss, Aufgang B; 
Ostflügel, Zimmer 307), während der Dienststunden 
 

montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
und 

freitags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr 
 
eingesehen werden. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Satzung der Kreistadt Unna über den Bebauungsplan Unna – Afferde Nr. 6 
„westlich der Gadumer Straße / Vaersthausener Straße“ wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 Abs. 6 GO NRW eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jah-
res seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever-

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungs-

plan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Unna vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Hinweise: 
Des weiteren wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von Abwägungsmängeln und die 
Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen hingewiesen. 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind unbeachtlich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungs-
plans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind. 
 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB 
hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann demzufolge Entschädigung verlan-
gen, wenn die in den § 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.  
 
Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 
herbeigeführt wird. 
 
Unna, 19.08 2008 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister 
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Abl. KrStUN 16-74/19. August 2008
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75.     BEKANNTMACHUNG 
 
 

Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Unna Nr. 14 „Mauerstraße“  
2. Änderung im beschleunigten Verfahren 

 
Um die planungsrechtlichen Vorrausetzungen für eine städtebaulich harmonische 
Höhen- und Gestaltwirkung der Gebäude der historischen Innenstadt zu schaffen, ist 
der rechtskräftige Bebauungsplan mit der Bezeichnung UN 14 „ Mauerstrasse“, 
2. Änderung, im Sinne des § 30 Abs.1 BauGB im beschleunigten Verfahren gemäß  
§ 13a BauGB aufzustellen. 
 
Diese Bebauungsplanänderung wird begrenzt: 
 
im Norden  durch die geradlinige Verlängerung des Nordrings nach Osten über die 

Bahnhofstraße hinaus bis zur östlichen Grenze des Flurstücks 668, Flur 
35, Gemarkung Unna, 

im Osten durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 312 und 389, Flur 35 Ge-
markung Unna, 

im Süden durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 389 und 392, Flur 35, Ge-
markung Unna, 

im Westen  durch die Bahnhofstraße. 
 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im beigefügten Lageplan 
dargestellt. 
 
Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanentwurfes Unna Nr. 14 „Mauer-
straße“ wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Unna, 19.08.2008 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister
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Abl. KrStUN 16-75/19. August 2008 
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76. BEKANNTMACHUNG 
 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Unna Nr. 19 „Massener Straße“ 

 2. Änderung im beschleunigten Verfahren 
 

Um die planungsrechtlichen Vorrausetzungen für eine städtebaulich harmonische 
Höhen- und Gestaltwirkung der Gebäude der historischen Innenstadt zu schaffen, ist 
der rechtskräftige Bebauungsplan mit der Bezeichnung UN 19  „Massener Straße“ zu 
ändern. Es ist ein Bebauungsplan mit der Bezeichnung UN 19 „Massener Straße“; 2. 
Änderung, im Sinne des § 30 Abs.1 BauGB im beschleunigten Verfahren gemäß § 
13a BauGB aufzustellen. 

 
Diese Bebauungsplanänderung wird begrenzt: 

 
im Norden durch die Massener Straße,  
im Osten durch die Hertinger Straße, die südliche und westliche Grenze des 

Flurstücks 119, Flur 37, Gemarkung Unna, 
im Westen durch die Gürtelstraße.  
 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im beigefügten Lageplan 
dargestellt. 
 
Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanentwurfes Unna Nr. 19 „Mas-
senerstraße“ wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Unna, 19.08.2008 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister
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Abl. KrStUN 16-76/19. August 2008
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77. BEKANNTMACHUNG 
 

Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Unna 29 „Eulenstraße“ 
 2. Änderung im beschleunigten Verfahren 

 
Um die planungsrechtlichen Vorrausetzungen für eine städtebaulich harmonische 
Höhen- und Gestaltwirkung der Gebäude der historischen Innenstadt zu schaffen, ist 
der rechtskräftige Bebauungsplan mit der Bezeichnung UN 29  „Eulenstraße“ zu än-
dern. Es ist ein Bebauungsplan mit der Bezeichnung UN 29 „Eulenstraße“; 2. Ände-
rung, im Sinne des § 30 Abs.1 BauGB im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB aufzustellen.  
 
Diese Bebauungsplanänderung wird begrenzt: 
 
im Norden  durch den Markt und die Wasserstraße. 
im Süden u. Osten durch den Südring, 
im Westen  durch die Hertingerstraße, die südliche und westliche Grenze 
 des Flurstücks 119, Flur 37, Gemarkung Unna. 
 
Der genaue Geltungsbereich dieser 2. Änderung ist dem Übersichtsplan zu entneh-
men. 
 
Die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanentwurfes Unna Nr. 29 „Eulen-
straße“ wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Unna, 19.08.2008 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister
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Abl. KrStUN 16-77/19. August 2008
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78.    BEKANNTMACHUNG 

 
 

Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Unna Nr. 128 „Höhen-
entwicklung und Gestaltwirkung Innenstadt“ im vereinfachten Verfahren 
 
Um die planungsrechtlichen Vorrausetzungen für eine städtebaulich harmoni-
sche Höhen- und Gestaltwirkung der Gebäude der historischen Innenstadt zu 
schaffen, ist der rechtskräftige Bebauungsplan mit der Bezeichnung UN 128  
„Höhenentwicklung und Gestaltwirkung Innenstadt“, im Sinne des § 30 Abs. 3 
BauGB i.V.m. § 13 BauGB aufzustellen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird begrenzt : 
 
im Norden durch den Nordring, die Bahnhofstrasse, die südliche Grenze 

des Flurstücks 392 und deren geradlinige Verlängerung auf 
die westliche Grenze des Flurstücks 400 und die Westseite 
der Bahnhofstraße, die westliche Grenze des Flurstücks 400, 
die östliche Grenze des Flurstücks 312 und die nördliche 
Grenze des Flurstücks 400, alle Flur 35, Gemarkung Unna, 

im Osten  durch den Ostring, 
im Süden  durch die Wasserstraße, den Markt, die Massener Straße, die 

Gürtelstraße und die Hertinger Straße, 
im Westen durch die nördlichen Grenzen der Flurstücke 874, 824, 823, 

die westliche Grenze des Flurstücks 894, die südliche und öst-
liche Grenze des Flurstücks 893 alle Flur 37, Gemarkung Un-
na und deren Verlängerung auf die Nordseite der Massener 
Straße, die Massener Straße und den Nordring. 

 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist im beigefügten Lage-
plan dargestellt. 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplanentwurfes Unna Nr. 128 „Höhenentwick-
lung und Gestaltwirkung Innenstadt“ wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Unna, 19.08.2008 
 
gez. Werner Kolter 
Bürgermeister
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 Abl. KrStUN 16-78/19. August 2008 
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79.    Bekanntmachung 

 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen  
für die im Jahr 2009 stattfindende Wahl des Bürgermeisters /  
der Bürgermeisterin und der Vertretung der Kreisstadt Unna 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. August 1993 (GV. 
NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 3. März 2008 (GV. 
NRW. S. 222) - SGV. NW. 1112 - fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
auf.  
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter 
der Kreisstadt Unna, Rathausplatz 1, 59423 Unna  während der Dienststunden: 
 

Mo. – Do.  07.30 – 12.00 Uhr und 14.00 – 16.00 Uhr 
Fr. 7.30 –12.00 Uhr 

 
kostenlos abgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 3 des 
Kommunalwahlgesetzes -KWahlG - in der Fassung der Bekanntmachung vom  
30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S.70), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514), - SGV. NRW. 1112 - und der 
§§ 25, 26 und 31 sowie §§ 75a und 75b KWahlO weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
1. Allgemeines 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des 
Grundgesetzes (Parteien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) 
und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen), von 
diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden. 
 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem 
Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine 
derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre 
Bewerber/ Bewerberinnen in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen 
lassen.   
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unions-
bürger/ Unionsbürgerinnen), die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen 
Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 
 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festle-
gung der Reihenfolge der Bewerber/ Bewerberinnen auf der Reserveliste und für 
die Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als Ersatzbewerber/ Ersatzbe-
werberin für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist 
nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlbe-
rechtigt ist. 
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Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, 
wer am Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einbe-
rufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
 
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewer-
ber/Bewerberinnen sind innerhalb der letzten 15 Monate vor Ablauf der Wahlperio-
de, die Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentli-
chen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen. 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann 
gegen den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erhe-
ben. Auf einen solchen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis 
ist endgültig. 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversamm-
lung, über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung sowie über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerbe-
rin regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen. Eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben über 
Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglie-
der, Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigte/n und Ergebnis der Abstimmung 
ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. 
Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von dieser be-
stimmte Teilnehmer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin an 
Eides statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt 
des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Bewerber/Bewerberinnen für die 
Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat 
sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festle-
gung der Reihenfolge der Bewerber/der Bewerberinnen und die Bestimmung der 
Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die 
Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an 
Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 
 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung 
laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der 
Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvor-
schlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag 
nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsät-
zen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt 
nicht für auf Landesebene organisierte Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahlaus-
schreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. 
 
2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch 
von Parteien und Wählergruppen gemeinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist 
der Bewerber/die Bewerberin entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in 
getrennten Versammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Trä-
ger des gemeinsamen Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen 
Bewerber/die gemeinsame Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 
 
Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach 
dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
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- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die 

den Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können durch ein Kenn-
wort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

 
- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 

(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin. 
 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahl-
gebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Ge-
meinsame Wahlvorschläge müssen von den jeweiligen für das Wahlgebiet zustän-
digen Leitungen aller beteiligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei an-
deren Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvor-
schlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 
 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich 
selbst vorschlagen. 
 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müs-
sen außerdem von mindestens   230   Wahlberechtigten der Gemeinde persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge 
von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzu-
weisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlbe-
rechtigung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann in-
folge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu vertreten hat, 
nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubrin-
gen, wenn alle beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Par-
teien und Wählergruppen fallen. 
 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens   230   Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur 
KWahlO zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten: 
 
- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin 

kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung sind die Bezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie Familienname, Vornamen und 
Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der 
Wahlleiter/Die Wahlleiterin hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu ver-
merken. 

 
- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf 

dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; neben der Unter-
schrift sind Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, Anschrift (Hauptwoh-
nung) des Unterzeichners/der Unterzeichnerin anzugeben.  
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- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder ge-

sondert eine Bescheinigung seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage  
15 zur KWahlO beizufügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unter-

zeichnen; hat jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ ihre 
Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeich-
nung eines Wahlvorschlags für einen Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt 
unberührt. 

 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zu-
lässig, wenn dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 
 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
 
- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster 

der Anlage 12c zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. Dabei hat 
der Bewerber/die Bewerberin zu versichern, dass er für keine andere Wahl zum 
Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder Landrat/Landrätin kandidiert. Die ord-
nungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlags. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWah-
lO; die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstel-
lung des Bewerbers/der Bewerberin (Anlage 9c zur KWahlO) mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt (Anlage 10c 
zur KWahlO). 

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a 
zur KWahlO eingereicht wenden. Er muss enthalten: 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die 

den Wahlvorschlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen können durch ein Kennwort gekennzeichnet werden; 

- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder 
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahl-
gebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei 
anderen Wahlvorschlägen muss mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichne-
rin seine/ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. 
 
3.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müs-
sen ferner von mindestens   5   Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der  



212 

 

 
 
Kandidat/die Kandidatin aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ord-
nungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der 
Unterzeichner/der Unterzeichnerinnen bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei 
denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der/die Wahlvor-
schlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden. 
 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens   5   Wahl-
berechtigten des Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften 
auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. 
Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der Unterzeichner/die Unterzeich-
nerin im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 
 
3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 
- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster 

der Anlage 12a zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ord-
nungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlags.  

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 zur KWahlO; 
die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der An-
lage 11a zur KWahlO erteilt werden.  

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstel-
lung der Bewerber/der Bewerberinnen mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vor-
geschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, 
soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides 
statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 
1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG 
bewerben, eine Bescheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, 
falls der Wahlleiter/die Wahlleiterin dies zur Behebung von Zweifeln für erforder-
lich hält.  

 
4. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die 
für eine Partei oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das 
Wahlgebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein. 
 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht 
werden. Sie muss enthalten: 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht; 
- Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift sowie 

Staatsangehörigkeit der Bewerber/der Bewerberinnen in erkennbarer Reihen-
folge; bei Beamten und Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind 
auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stif-
tung oder Anstalt bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 
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Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. Auf der Reserveliste kann vorgese-
hen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der Reihenfolge im 
Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/einer im Wahlbezirk oder für 
einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten/aufgestellte Bewerber/Bewerberin 
sein soll. 
 
4.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/ Er-
satzbewerberin für einen im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste 
aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 
KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 
- den Familien- und Vorname des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin;  
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter 

der der/die zu ersetzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 
 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
außerdem von mindestens   51   Wahlberechtigten  persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. 
 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens   51   Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der 
Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist die Be-
zeichnung der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt 
Nr. 2.4 entsprechend. Die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerberinnen 
ist auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem 
Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der Wählbar-
keit bedarf es nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbe-
zirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist. 
 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der 
Vertretung der Kreisstadt Unna sind spätestens bis 
 

zum 48. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), 
beim Wahlleiter der Kreisstadt Unna, Rathausplatz 1, 59423 Unna  

 
einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin ein-
zureichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 
vorher noch behoben werden können. 
 
Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahlbezirke vom 09. Mai 2008  
wird hingewiesen. 
 
Unna, den 15.8.2008 
 
Der Wahlleiter 
In Vertretung  
 
gez. Mölle 
1. Beigeordneter und Stadtkämmerer 

 
Abl. KrStUN 16-79/19. August 2008 


